Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Preise bei militärischen Aufträgen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Angesichts der von den militärischen Aufträgen der alliierten Truppen 
und insbesondere von den vorbereiteten deutschen Rüstungsauf- 
trägen ausgehenden preispolitischen Auftriebstendenzen ersucht der 
Bundestag die Bundesregierung um unverzügliche Bekanntgabe aller 
derjenigen Maßnahmen, die sie auf dem Rüstungs gebiet zur Ver- 
hinderung von Ringbildungen und Preiserhöhungen durch geführt 
oder vorbereitet hat bzw. beabsichtigt. Dabei werden insbesondere 
Hinweise darauf erwartet, ob die Bundesregierung 

a) angesichts des Fehlens eines deutschen Kartell gesetzes gegen die 
mit Sicherheit zu erwartende Rmgbildung strafrechtlich vorzu- 
gehen beabsichtigt; 

b) die Verordnung über die Preise bei öffentlichen Aufträgen (VPöA) 
in ihrer derzeitigen Fassung auch für typische Rüstungsaufträge 
als ausreichend betrachtet, und wann mit den Durchführungs- 
verordnungen zu rechnen ist. 


Bonn, den 16. September 1955 
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